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Meber das Wahlrecht der in der Yrtsſrelſorge ver- 
wendeten Geiſtlichen nach den tiroliſchen Wahlord- 
nungen. 

Won Dr. Anton Hoflacher k. T. Bezirkahauptmaun zu Laudeck in Tirol. 


In die nach dem Geſetze vom 23. December 1866, Nr. 88 tirol. 
L. c, Bl. zu verfaſſenden Wählerliſten für die directen Abgeordnetell⸗ 
wahlen in den Städtegruppen und für die Wahlmännerwahlen in den 
Landgemeinden gehören auch die Ehrenbürger oder Ehrenmitglieder 
und jene Gemeindeaugehörigen, welchen nach der Gemeindewahlordnung 
§ 1, 8. 2 ohne Rückſicht auf Stenerzahlung das Wahlrecht zukommt. 

Hier find in ee Linie sub. lit. a aufgeführt: „die in der 
Ortsſeelſorge bleibend verwendeten Geiſtlichen“. 

So einfach dieſe geſetzliche Beſtimmung an ſich erſcheint, hat fie 
doch verſchledenen Auffaſſungen und Contkoverſen Raum geboten. 
Es entſtand nämlich die Frage, welche Kategorien von Geiſtlichen 
als in der Ortsſeelſorge bleibend verwendet angeſehen werden müſfen, 
und dies iſt der Gegenſtand, den ich in gegenwärtiger Abhandlung 
näher beleuchten will. 

Wenn ich auf die kircheurechtlichen Begriffe zurückgehe und 
darauf ſehe, wie ich es an verſchiedenen Orten meiner vielfährigen 
Praxis getroffen, find außer den eigentlichen Ortsſeelforgern Vicare. 
Localcapläne, Expoſitt und Frühmeffer — die blos zeitlichen nicht 
hieher gerechnet — entweder zur dauernden Verſehung von Seelſorgen 
und Filialen beftellt oder gegen Verrichtung ſeelſorglicher Funektonen 


mit dem Genuſſe eines Beneficium betheilt (Beneficiaten), jo daß die 
Verwendung dieſer Piieſterlategorien in der Ortsſeelſorge wirklich 
bleibend und demgemäß auch ihr Wahlrecht geſeßlich begründet tft. 

Anders verhält en ſich jedoch mit den Proviſoren, Cooperatoren 
Hilfsprieſtern 

Ein Provtſor oder ein propfforlſcher Curnt kann meines Er⸗ 
achtens auf das Wahlrecht nie gearündeſen Anſpruch machen, weil ſich 
die Begriffe proviſoriſch und bleibend im Sinne des Geſetzes gegen⸗ 
ſeftig ausſchſteßen, Dabei macht es keinen Unterschied ob der propi⸗ 
ſunſhe Fuuctionar ſeinen Poſten lange oder weniger lang verfleht, 
weil deſſen Verſehung oder Entfernung jeden Augenblick ohne fein 
Zuthun erfolgen kant, während Det bleibender, ſtabiler Verwendung 
diet nicht mehr ganz in dem Belieben des Beſtellers liegt. 

Cooperatoren find nach Helferts Haudbuche des Kirchenrechles 
(Prag 1849, Sefte 371 und 372) pfarrliche Mitarbeiter, welche dem 
Pfarrer vom Biſchofe beigegeben werden, ohne daß, etwas auf bie 
Beſtimmung des Pfarrers ankommt und bezüglich deren der Biſchof 
berechtiget iſt, fie nach Belieben von einem Orte zum audern zu 
überſezen — ad nutum amovibiles. Ganz dasfelbe Verhältniß tritt 
bei den Hilfsprieſtern ein, nur daß ſolche nach Unſtänden und dem 
wen Bedarfe auch von den Pfarrern aufgenommen werden 
önnen. 

Daraus folgt meiner Anſchaunng nach wohl deutlich, daß ber 
Propiſoren, Cooperatoren und Hilfsprieſteru von einer bleibenden Ver⸗ 
wendung in der Orksſeelſorge nicht die Rede ſein kann und daß da⸗ 
her denſelben im Sinne des Geſetze in keſuem Falle weder für die 
Gemeindeverlretung noch für den Landtag ein Wahlrecht zukommt. 
Freilich wird dem entgegen häufig der Einwurf gemacht daß ja auch 
dieſe Prieſter bleibend und fortwährend ortsſeelforgliche Dienfte zu 
leiften den Beruf und die Beftimnung haben, Das mag allerdings 
richtig fein, jedoch ergibt ſich auf den erſten Blick, daß das geſeßliche 
Criterium nicht darln, fondern vielmehr in dem Umſtande liegt, ob 
der fragliche Prieſter in der Seelſorge des beſtimmten Ortes, wo er 
das Wahlrecht ausüben will, in bleibender Verwendung ſteht. 

Man hat behauptet, daß die Cpoperatoren ein Wahlrecht für 
den Laudtag ſicher dann ausüben konnten, wenn fie erſt ihr Wahlrecht 
bei den Gemeindewahlen und ihre Aufnahme in die Gemeindewahl⸗ 
Liſten geltend zu machen wüßten. Es iſt richtig, daß dieſe Liſten die 
Grundlage für die Landtagswahlen bilden und ich glaube auch, daß 
dermalen in unſerem Lande die Cooperatoren und überhaupt ſämmt⸗ 
liche Prieſtet ohne Unterſchied in den Wahlliſten der Landgemeinden 
beinahe überall bereitwillige Aufnahme finden dürften. Jedoch hat es 
deßhalb mit dem Wahlrechte zum Landtage noch ſeine guten Wege. 

Nach § 30 unferer Laudtags⸗Wahlordnung (R. G. Bl. 1861, 
Seite 128) hat der Wahlcommiſſär das Verzeichniß der ſtimmhe⸗ 
rechtigten Gemeindemitglieder zu prüfen und beffen Richtigkeit fo wie 
die geſcheheue Vorladung der Wähler zu beſtätigen. Nach dem Geiſte 
dieſer Beſtimmung kann dem Wahleommiſſär doch mmöglich die ein⸗ 
fache Rolle eined Collationators zugedacht, ſondern er muß vielmehr 


und 


berechtiget fein, allenfalls in die Lifte aufgenommene nicht wahlberech⸗ 


ligte Perfonen in der Beſtätigungsclauſel auszuſchließen. So habe 
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wenigſtens ich das Gefeg gehandhabt und es iſt mir nicht bekgunt, daß 
maßgebenden Ortes, ſei es ber der Oberbehörde oder beiin Landtage, 
je eine ausſtellige Bemerkung dagegen vorgekomnten wäre. 

Allerdings wurden gerade von Cooperatoren bei den verjährigen 
Landtagswahlen gegen ſolche Ausſchſteßungen Proteſte und Reenrſe 
eingestellt, jedoch ohne Erfolg, indem mit Erlaß des Landegchefs vom 
22. Junt v. J., 3. 1269 /präs. hierüber folgende Entſcheidung her⸗ 
ablangte: „Der Anſicht Euer Wohlgebvren, daß deu Cooperatoren im 
Grunde der beſtehenden Vorſchriften ($ 10 des Heimafsgeſetzes vom 
3. December 1863 und $ 1 8. 2, lit. a der G. W. O.) das Wahl 
recht nicht zukommt, erkenne ich ats begründet und die von Ihuen im 
der Eigenſchaft als Wahleommiſſär (§ 30 L. W. O.) dem Verzeich⸗ 
nifſe der zur Wahl der Waßlmänner in der Gemeinde .... berech⸗ 
ligten Gemeindeglieder iu dieſer Beziehung beigefügte Bemänglung 
als correct.“ Hiemit wurde der von mir bevbachtete Vorgaug durch 
eine competente oberbehördliche Entſcheldung beſtätiget, was einen wichtigen 
Beleg für die Richtigkeit der geſchilderten Auffaſſung und Anwendung 
des Geſehes bildet. 

Aber ſelbſt dann, wenn ſolche Prleſter in die Liſten für Ge⸗ 
meindewahlen aufgenommen, aus denſelben in die Liſten für Lands 
ſagswahlen übertragen und aus der Urne als Wahlmänner hexvor⸗ 
gehen würden, könnte dies dennoch nicht die weitere Ausübung bed 
Wahlrechtes begründen, da die Wahl von nicht wahlberechtigten und 
daher auch nicht wahlfähigen Perſouen illegal wäre und daher der 
politiſche Bezirksvorſtand nach $ 32 der Landtagswahlordnung Neu⸗ 
wahfen anordnen müßte. 

So viel mir bekaunt, fand die Ausſchließung der obgenannten. 
Prieſterkategorten vom Wahlrechte auch thafſächlich im größten Theile 
dez Landes ſtatt. was viele Reelamafſonen von Selte der Coopera⸗ 
toren und Hilfsprieſter an den Landetzansſchuß, ſowie unmittelbar an 
den Landtag zur Folge hatte. Bei dieſem ſind nach den Verhandlungs⸗ 
berichten derartige Petitionen ganzer Decanate, als wie Mals, Schlau⸗ 
ders, Meran u. I, w. eingelaufen. Die Maſorität der Abgeordneten 
nahm dieſelben günſtig auf und jo ergriff denn auch) der Landtag die 
Initiative zur Abänderung der bezüglichen Geſetzesbeftimmungen in 
der Art, daß auch dleſen Prieſtern das Wahlrecht zukommen ſollte. 
Die Verhandlung hierüber wurde am 12. September in der VIII. 
Sigung dez Tirpler Landtages vorigen Jahres gepflogen. Hiebei 
ſtellte es ſich heraus, daß zur Begründung des Wahlrechts für die 
fraglichen Prleſter nicht nur eine Aenderung oder mindeſtens nähere 
und genauere Beſtinmung des geſetzlichen Alsdruckes: in der Orts⸗ 
feelforge bleibend verwendete Geiſtliche“ unbedingt nüthig 
jet, ſondern daß auch der $ 10 des Gefetzes über die Regelung der 
Heimatsverhältniſſe vom 3. December 1863, Nr. 105 R. G. Bl, 
ein weſentliches Hinderniß bilde und daher gleichfalls modificirt werden 
müßfſe, indem bei allen im § 1, 8. a—f der Gemeindewahlordnung 
aufgeführten Perfonen die Gemeindeangehörigkett als conditio sine 
qua non für die Wahlberechtigung gefordert wird. Ui nun in beiden 
Richtungen abzuhelfen, beſchloß der Landtag: 

1. Einen abändernden Geſetzezentwurf bezüglich § 1 der Ge⸗ 
nieindewahlorduung zur allerhöchſten Sanction zu bringen, des Ins 
halts: § 1. „Wahlberechtiget ſind ꝛc. 

3. 2 Unter den Gefneindeangehörigen ohne Nückſicht auf eine 
Steuerzahlung: 

a. Die in der Ortsſeelſorge blerbend verwendeten Gelſtlichen 
(Pfarrer, Cooperatoren, Hilfeprieſter, Beneficigten u. [ w.)“ 

2. Die hohe Regierung zu erſuchen, dahin zu wirken, daß der $ 
10 des bereits citteten Helmatsgeſetzes auf folgende Weiſe modificirk 
werde: „Definitiv angeſtelte Hof⸗, Staats⸗ Landeß⸗ und öffentliche 
Fonds ⸗ Beamte, öffentliche Lehrer, ſowie die in der Drtäfeelforge 
bleibend verwendeten Geiftlichen, wenn fie auch nicht pfarcliche Ju⸗ 
viedietion ſelbſtſtäudig ausüben, erlangen das Hermatsrecht in der Ge⸗ 
meinde, in welcher ihnen ihr ſtändiger Wohnſttz angeweſen iſt.“ “) 

Der sub 1 erwähute Gefepentwurf wegen Aenderung des § 1 
der Gemeindewahl⸗Ordnung erhielt jedoch die Sauckion nicht, ſowie 


) Der in Pechgskzaft frehende $ 10 lautet: 

„effaltiv nugeftellle eke, Staate. Landeg. und öffeulſiche Foudsbeannte, 
Seifttiche und offeulliche Lehrer erlangen mit den Anſeſtle ihren Amed dag 
Be in der Gemeinde, in welcher Ihnen ihr ſlandiger Aulsſch ange 
wieſen it“. 


auch die Einleitung einer Verhandlung wegen Abänderung des § 10 des 
Heimatsgeſetzes abgelehnt wurde. 

Der betreffende Miniſterialerlaß vom 21. Dee. v. J. 3. 5917 
M. J ſpricht ſich hierüber folgendermaßen and: „Se. k. u. f. Apoſt. 
Majeſtät haben mit Allerh. Enlſchließung vom 18. d. Mis, dem von 
Tiroler Landtage beſchloſſenen Geſegentwurf, betreffend die Abände⸗ 
ruug des § 1 der G. W O. die Sanctiou nicht zu ertheilen befuuden 
weil der zu lit, a beſchloſſene Zuſgh theilweiſe mit der in 
Vorderſatze ansgeſprochenen Bedingung der bleibenden 
Verwendung im Widerſpruche ſteht. Was die vom Landtage 
beautragte Verhandlung wegen Abänderung des § 10 des Heimats⸗ 
geſetzes anbelangt, fo iſt kein Grund vorhanden, auf dieſelbe einzugeben, 
da auch dermal die felbſtſtäudige Jurisdietions⸗Ausübung zur Be⸗ 
gründung des Heimatörechtes ber Geiſtlichen nach dieſem Paragraphe 
nicht gefordert wird.“ 

Ich glaube daher, daß nach den gegeuwärkig in Rechtskraft be⸗ 
ſteheuden tiroliſchen Wahlordnungen von einer geſetzlichen Begründung 
des Wahlrechtez der Proviſoren, Cooperatoren und Hilfsprieſter nicht 
die Rede ſein könne. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Gewerbsbehüörde iſt bei der ihr nach $ 58 Alinen A der Ge⸗ 
werbeordunng zuſtehenden Genehmigung eines ihr vom Gewerbs⸗ 
inhaber nauihaft gemachten neuen Pachters nicht berufen, zu 
unterſuchen, ob das Pachtverhältniß des Gewerbainhabers zu 
dem bisherigem Pächter als gelöst anzuſehen iſt oder nicht. 

Aung O. erhielt am 7. Oetober 1865 die Conceſſton zun 
Betriebe der Tiaiteurle in C. mit der Berechtigung zur Verabreichung 
von Kaffee, daun zum Ausſchanke von Wein und Bier. Aung O. 
verpachtete dieſes Gerwerbe an B. T auf die Zeit vom 1. October 
1870 bis 1. October 1872 und der Stadtmagiſtrat in C. als Ge. 
werbsbehörde erſter Juſtanz genehmigte am 3 October 1870 die 
aufgeftellte Pächterin. 

Am 2. März 1871 ertheilte der Maglſtrat der Aung O. auch 
die Berechtigung zum Ausſchanke von Branntwein uit der Beſchrän⸗ 
kung, dieſes Befugniß wicht einzeln, ſondern nur in Verbindung mit 
den der Genamtten ſchon am 7. October 1865 verliehenen Berechti⸗ 
gungen auszuüben. 

In Folge deſſen hat Aung O. die Pächtern B. T. aufgefur: 
dert, auch das Recht zum Ausſchanke des Branntweines in Pacht zu 
nehmen, was dieſe ablehnte. 

Auna O. verpachtete nun die ſämnttlichen Ihr zuſtehenden Ge⸗ 
werbsberechttgungen an H. S. und erſtattete hievon am 15. Aprit 
1871, dem Maglſtrate die Anzeige. 

Der Magiſtrat genehmigte am 26. Sum 1871 die Aufſtellung 
dieſes neuen Pächters und verfügte zugleich die Einſtelſung des von 
der Pächterin B. T. auf den Namen der Aung O. betriebenen Bier⸗ 
ausſchankes. 

Die Pächterin B. T. recurrirte an die Landesregierung und 
begehrte die Aufhebung dieſer Verfügung des Stadtmagiſtrates, indem 
fie ſich darauf berief, daß ihr der Magistrat am 3. October 1870 
die Pachtung des Gewerbes der Aung O geſtattet habe, ihr daher 
dieſes Vermögensrecht vor Ablauf der Pachtzeit nicht eutzogen werden 
könne. 

Die Landesregierung gab dieſem Recurſe Folge, und ſeßzte bie 
Verfügung des Stadtmagiſtrates vom 2 Jun 1871 außer Kraft, 
„weil die B. T. das Schankgewerbe als Pächterin der Anna O. mit 
Bewilligung des Magiſtrates angetreten habe, gegen dieſelbe pollzei⸗ 
liche Auſtände nicht zur Sprache gekommen ſeten, und ſohin das von 
ihr erworbene Recht der Ausübung des Schankgewerbes durch deu 
Umſtand nicht beeinträchtigt werden könne, daß der Anna O. auch 
bewilligt wurde, nebſt Bier und Wein auch Branntwein auszu⸗ 
ſchänken. Es ſei Sache der Aung O, falls dieſelbe in den Genuß der 
neu erworbenen Gewerbsberechtigung kreten wolle, das privatrechtliche 
Verhältniß zu der Pächterin B. T. zu löſen“. 

Gegen dieſe Eutſcheidung der Landesregierung rernrrirte Aung O. 
an das Miniſterium des Junern und begehrte die Aufrechthaltung 
der Verfügung des Stadtmagiſtrates vom 26 Juni 1871. 


— 15 


Das Miuifterium des Innern gab mit Eutſcheidung vom 
22. September 1871, 3. 11.217 dieſem Recursbegehren aus nach⸗ 
ſtehenden Gründen Folge: 

„Nach § 58 der Gewerbeordnung tft das Recht der Gewerbe⸗ 
trefbenden zur Verpachtung ihrer Gewerbe oder zum Betriebe durch 
Stellvertreter ein unbedingtes, und von einer beſonderen Bewilligung 
ſeitens der Gewerbsbehörde unabhängtg. 

Die Amtshandlung der Gewerbsbehörde in Fällen, wo ihr die 
Ausübung eines an eine Conceſſion gebundenen Gewerbes durch einen 
Stellvertreter oder im Pachtwege zur Auzeige gebracht wird, beſchränkt 
ſich daher im Sinne der bernfenen Geſetzesſtelle lediglich auf die 
Prüfung der perſöultchen Befähigung ded zur Gewerbsausübung be⸗ 
zeichneten Stellvertreters oder Pächters mit Rückſicht auf die hiezu in 
der Gewerbeordnung vorgeſchriebenen allgemeinen Erforderniſſe. 

Den Gegenſtand der im dritten Abſatze des § 58 der Gewerbe⸗ 
ordnung vorgeſchriebenen Amtähandlung kann daher immer nur die 
von dem Gewerbsinhaber als Pächter oder Stelſperkreter bezeichnete 
Werfon, uicht aber das dieſer Pachtung oder Stellvertretung zu 
Grunde liegende Privatrechtsverhältuiß Bilden, und es iſt daher 
bie Gewerböbehörde weder berechtigt noch verpflichtet in eine 
Prüfung der zwiſchen denn Gewerbsinhaber und dem Pächter oder 
Stellvertreter beſtehenden Stipulatfonen einzugehen. 

Dieſeninach iſt die Gewerbsbehörde daher in Fällen, wo ihr 
augezeigt wird, daß in der Perſon bes Pächters oder Stellvertreters 
eine Veränderung vorgegangen jet, auch nicht berufen, in eine Pril⸗ 
fung eruzugehen, ob die beten auf die Pachtung oder Stelvertretnug 
bezugnehmenden Rechtsverhältniſſe gelöst ſind oder nicht. Elu dies⸗ 
fälliger Zweifel über den Rechtabeſtand einer folchen neuerlichen Ver⸗ 
pachtung kann nur im Civilrechtswege gelöſt werden, iſt aber von der 
Gewerböbehorde nicht wetter in Betracht zu ziehen, weil fie in dieſer 
Richtung einen dem ordentlichen Richter präjudieirenden Ausſpruch 
nicht thun kaun, 

Vom Standpunkte der Gewerbeordnung erſcheiut daher die Ver⸗ 
fügung des Stadtmagiſtrates vom 26 Juni 1871, womit der zur 
Ausübung des fraglichen Gewerbes als Pächter bezeichnete H. S. ge⸗ 
nehmigt und gleichzeitig die Einſtellung des nomine der Anng O. 
durch die frühere Pächterin B. T. betriebenen Außſchankes angeordnet 
wurde, vollkommen begründet, weil der Gewerbsbehörde gegenüber nur 
derjenige als Pächter eſnes eoneeſſionirten Gewerbetz oder Stellvertreter 
ber Gewerbsinhaberz angeſehen werden kaun, welchen letzterer vou 
Fall zu Fall namhaft macht. Von Seite der Laudetzregierung wäre 
daher in den Recurs der B. T. gar nicht einzugehen und dieſe auzu⸗ 
weiſen geweſen ihre Auſprüche gegen die Auna O. im Aigen 
Rechtzwege auszutragen. Es muß daher die Verfügung bes Stadt⸗ 
magiſtrates vom 26. Junt 1871 in allen Punkten mit dem Bemerken 
wieder in volle Wirkſamkekt geſetzt werden, daß ſelbſtverſtändlich der 
B. T freiſteht, ihre aus dem Pachtvertrage mit Anna O. ſich erge⸗ 
benden Anſprüche im Rechtswege zur Geltung zu bringen“. 

Brn. A. v. J. 


Mauthpripilegien früherer Concurreuten kommen au die neue 

Straßenconenrrenz ohne Entſchädigung abzutreten. 

Die beſtaudene Hofkanzlei hat mit Erlaß vom 13, Mat 1842, 
3. 9328 der Herrſchaft O. für die Erhaltung der auf der Damm⸗ 
ſtraße von O. bis zur W. ler Grenze gegen P. befindlichen 
Brücken die Abnahme einer Mauth nach der zweiten Tarifclaſſe be⸗ 
williget. Mit dem Hofkanzleideerete vom 30. December 1842, 
3. 37.247 wnrde anläßlich der Frage von Mauthbefreiungen ausge⸗ 
ſprochen, daß die Exhalinng der fraglichen Brücken eine birechtumäßige 
Verpflichtung der Stadtgemeinde O. und ber Herrfchaft O. fel, und 
daß die ihnen bewilligte Mauth nur eine Aushilfe für die ihnen 
directivmäßig obliegenden Herſtellungskoſten fein foll. 

Der von O. gegen P. führende Straßenzug wurde im Jahre 
1865 vom Bezirksamte O dem dorligen Straßenansſchuffe als Be⸗ 
zirkeſtraße übergeben. Dieſe Uebergabe erſtreckle ſich ſedoch nur auf 
den Straßenkörper, nicht aber auf die im Zuge dieſer Straße be⸗ 
findlichen Brücken, welche bisher theiſs von der Gutsinhabung O., 
therls von der Gemeinde O. erhalten wurden, wofür dieſelben auch 
das Erkrägniß der früher erwähnten Brückenmanthen bis unn bezogen 


10 Eine Beſchwerde des Straßenausſchuſſes von O., welche dieſer 
über den ſchlechten, geradezu gefährlichen Zuftand der in der Erhal⸗ 
tung der Gutsinhabung von O. befindlichen Brücken bein Landes⸗ 
allsſchuſſe ernbrachte, veranlaßte den letzteren, ſich an die Statthalterei 
mit dem Ersuchen zu wenden, daß dieſe die Uebergabe der Brücken und 
Mauthen auf der O.. er Dammſtraße au den D er Straßen⸗ 
ausſchuß verfüge. Der Landezausſchuß bemerkte hiebei, daß bie in Frage 
ſtehenden Brücken gemäß $ 5 des mähriſchen Straßengeſetzes vom 
28. Febrnar 1865 (Nr. 9, L. G. und B. Blatt) Beſtandthefle der 
vorgenannten Bezirkeſtraße bilden, daher gleich urſprünglich an den 
Stlaßenausſchuß hätten übergeben werden follen, und daß gemäß 
§ 34°) dieſes Geſetzes hiebet auch die den Dominien als ehemaligen 
Concurrenzgebieten verliehenen Mauthen dem Straßeuausſchuſſe zuzu⸗ 
weuden waren. Der Bezirkshauptmann von O. sagte hierauf über 
Anordnung der Statthalterei die Uebergabe der Brucken und der 
Mauth auf den 27. und 28. Juli 1870 au. 
„Gegen dieſen Erlaß des Bezirkshauptmannes recurrirte Die 
Gutsinhabung O. an die Statthalterei, idem fie gegen die Ueber: 
gabe des gutcherrlichen Brückenmaulhregales überhaupt Preteſt erhob 
und geltend machte, daß die von der Hofkauzlei bewilligte Mautl- 
abnahme ein Pripileglum bezrſinde; daß durch Annahme deßſelben 
ein rechtsverbiudlicher Vertrag geſchloſſen worden fei, und daß fie ſich 
nur gegen Ablöfung ihres Vertragsrechtes begeben könnte; fie erklärte, 
das Mauthregale zu übergeben, wenn derſeſben vorher der faetiſche 
Werth der von ihr mit vielen Kosten erbauten und in Stand erhal⸗ 
tenen 20 Brücken erfept würde, Zugleich berief ſich die Gutsinhabnng auf 
925 118 Abſatz des $ 5 des Straßengeſetzes und den Schlußabſah 
e 5 

Die Statthalterei gab dieſer Berufung keiue Folge. In der 
Motivirung ihrer Eftſcheidung wies die Statthalteret darauf hin, 
daß, (wie dieß auch im Hofkanzleidecrete vom 30. December 1842, 
8. 37.947 ausgeſprochen worden feh) das Mautherlräguiß nach den 
Gınndjägen über die Bewilligung von Weg. und Brücken mauthen 
für die Coneurrenten keine Ginmabmöıelle bilden, ſondern nur einen 
Beilrag zu den Erhaltungskoſten gewähren ſollte, und daß ſich der 
Bezug auch nur auf jo us erſtreckte, als die Verpflichtung zur Er⸗ 
haltung dez bemautheten Objectez bestand. Durch das Straßengeſeſ 
vom 28. Februar 1865 ſeſen die alten Concurrenzvorſchriften und Bezirke 
behoben, und ſeien darnach alle Bezirksſtraßen ſammt den dazu ges 
hörigen Objecten und Mauthen in die allgemeine Bezirksconeurrenz 
und in die Verwaltung des Straſengusſchuſſes ühergegangen. Da die 
in Frage ſtehenden Brücken als beſondere Bauobſecte nicht erklärt 
worden ſind, und der Laudesausſchuß unter Berufung auf den § 5 
des Straßengeſetzes dieſe Brücken fortan als Theile der heveitd über⸗ 
gebenen Bezirköſtraße anſehe, fo müſſe auf der angeordneten Weber: 
gabe dieſer Brucken und des dazu gehörigen Fondes beharrt werden“, 

Auch das Miniſterinm des Innern hat unterm 6. Mai 1871, 
3. 3042 dem Recurſe der Gutsinhabung in O. auß den Motiven 
der angefochtenen Stakthalterel⸗Eutſcheldung keine Folge gegeben. 
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Fall, in welchem Spitalsbedurftigkeit eines Dienſtboten deshalb 

nicht zu Ungunſten des ſonſt zahlungspflichtigen Dienſtgebers an: 

genommen wurde, weil der mit der Araufhelt ſchon behaftete 

Dienſtpote wegen einer verbrecheriſchen Handlung plötzlich aus dem 
Dieuſte entlaſſen worden iſt. 


Die 28 jährige Dienſtmagd Eliſabeth H. aus L. in Nied. Oeſt. 
wurde in der Zett vont 31. December 1869 bis 18. Janner im 
allgemeinen Krankenhauſe in Wien verpflegt, wofür ein Koſtenbetrag 
von 13 fl. 30 kr. erlaufen iſt. Diefelbe war an geutem Muslkel⸗Rhen⸗ 
matismus erkrankt, welcher laut primarärztlichem Parere 14 Tage vor 
der Aufnahme in dad Krankenhaus begann. Im Parere wurde ferner 
geſagt, daß „der fieberhafte Zuſtaud und die große Schmerzhaftig⸗ 
keit der Musculatur des Beines Spitalspflege nothwendig machten“. 

Elifabeih H. war vor dem Spitalbeintrikte und zwar bis 29. 
December 1869 beim Wirthe Ferdinand G. in O. bedienſtet, 


J 84 Min. 1 lautel 

„Die vorhaudenen Gapilelſen und Gafferefie der bioherigen Elrafencancıt- 
zeugfonbe werden an ben belreffenden Straßetlausschuh ſibergeben, Der neue Straßen. 
fond tritt in Die Rechſe und Verpflichtungen dieſer friiheren Funde und fliehen Schenk 
digkeit und Aöckſtände der Gonkribnenten an ihn ein“, 


Der Dienſtgeber G. verweigerte die Bezahlung, indem er bes 
haupteſe, die H. nicht krank, ſoudern vollkommen geſund und bloß 
wegen einer zu Tage getretenen Uuredlſchkeit augenblicklich und unter 
gleichzeitiger Anzeige beim Polizeieommiſſarigte O. eutlaſſeu zu haben. 
Das Ddorfgelcorumffartat beftätigte un der That, daß Eltſabeth H. 
vont Bezirkögerichte H. mittelſt Urthetls vom 29. December 1869 
wegen Veruntreuung mit 2tägigem Arreſte beſtraft, dieſe Strafe aber 
von ihr erſt am 9. März 1870 angetrelen wurde. 

Erft am 31. December, alſo 2 Tage nach dem Dlenſtebaus⸗ 
tritte iſt Eliſabeth H. in das Spital aufgenommen worden 

Oer Bezirfshauptmanu von H. erklärte den Dienſtgeber für 
aahlungepflichtig, da durch die Angabe der Eliſabeth H. und durch 
das ärztliche Parere conſtatirt worden, daß die Erkrankung noch während 
de Dienſtverpältniſſes eingetreten ſei. 

Die Siatthalterei beſtätigte die Entſcheidung der I. Inſtanz 

Das Miniſterium des Innern hat jedoch mit Entſcheidung vom 
27. Mat 1871, 3. 6185 der Berufung des Dienſtgebers Folge ge⸗ 
geben und denſelben von der Verpflichtung zur Bezahlung der Ver⸗ 
pflegskoſten für Eliſabeth H. losgezählt, „weil, wenngleich der Beginn 
der Erkraukung der Gltinbeth H. uach dem primarärztlichen Zeugſliſſe 
noch in die Zeit ihrer Bedienſtung bei dem Reenrrenten fällt, darüber, 
daß ſie in dieſem Dienſtorte auch dienſtunfähig und ſpitalsbedürftig 
geworden tft, gar kein Nachweis vorliegt und vielmehr mit Rückſicht 
auf die gegen fte am 29. December 1869 abgeführte ſtrafgerichtliche 
Verhandkung und ihren erſt 2 Tage ſpäter erfolgten Eintrilt in dos 
Spital die gegentheiligen Behauptungen des e an Glaub⸗ 
würdigkeit gewinnen und daher jene Momente, melde die Zahlungs⸗ 
pflicht des Letzteren begründen, nicht vollkommen erwiefen vorliegen.“ 
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Erledigungen. 


Dezirrebauultannſteür J. U. in Steiczmart mit 2000 g. cs 1800 Fi 
ene eine Bezirtspauvprmannſteſle II Cl. mit 1600 fl. resgehalſ, Die 7. Oro 
(Ae Nr 74. 

Rechnungsofficinlftelle nn CI. bet der ene deen Panbrähtrestiun mil 
600 fl. eventuell 500 fl. Gehalt, bis 7 Ortofer. Amte, Ar 220.) 

Deihrenaupimannseue II GL bel ben Fallen Webörten Mähreus mit 
100 fi Gral 1% Obteber. (Amtsbl. Ar. 200 
Tverruntecaiteräftelle bel der n. 6. Flnanz⸗Landesblreclion und zwar beim 
Wiener Hauptzoſamte mit 1000 fl. eveutuell 900 fl. Gehalt und 200 fl. Quartiergeld 
eventuell Dfficialäftelle mit 800 fl. und 700 fl. und 150 fl. Oviertienanid, dunn eine 
Amteaſſiſtentenſtelle mit 600 fl. aud 500 fl. und 120 fl. Onarttergeib, Dis 4e Oxtober 
(Amtsbl. Nr. 292.) 
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